
 Sucht und Abhängigkeit sind bei Gefangenen deutlich stärker ausgeprägt 

als in der Gesamtbevölkerung. In Sachsen hatten über die Hälfte bereits Berüh-

rung mit der Droge Crystal Meth. Zur erfolgreichen Therapie reicht eine ( ein-

malige ) Suchtberatung nicht aus. Vielmehr bedarf es einer stationären Sucht-

therapie bereits während der Haft. Das Justizministerium hat dazu ein 

erfolgreiches Modellprojekt in der JVA Zeithain und im Jugendstrafvollzug ini-

tiiert. Die GRÜNE-Landtagsfraktion fordert, dass die Modellprojekte verstetigt 

werden und in allen sächsischen Haftanstalten eine stationäre Suchttherapie 

für alle Gefangenengruppen möglich ist. Nur so wird suchtbedingter Krimina-

lität nach der Haftentlassung wirksam vorgebeugt.

 Rund 25 Prozent der Gefangenen im sächsischen Justizvollzug be-

sitzen keinen deutschen Pass ( Stand: Herbst 2017 ). Sie kommen sowohl 

aus EU- wie auch aus Nicht-EU-Staaten. 

 Der Justizvollzug gestaltet sich für nichtdeutsche Gefangene in 

 aller Regel noch schwieriger als für deutsche. Auffällig ist, dass nicht-

deutsche Gefangene – statistisch belegt – weniger Vollzugslockerung 

erhalten. Angebote für den Spracherwerb – Grundvoraus setzung für 

eine erfolgreiche Resozialisierung und Integration – stehen nur im be-

grenzten Maß zur Verfügung. Zudem fehlen in den Haftanstalten islami-

sche Seelsorger. Desintegration und Abgrenzung „draußen“, die krimi-

nelles Verhalten fördern, setzen sich „drinnen“ fort. Dadurch sinken die 

Chancen nichtdeutscher Gefangener auf eine erfolgreiche Eingliede-

rung in unsere Gesellschaft rapide.

 Die GRÜNE-Landtagsfraktion fordert, dass die vom Europarat 

vorgeschlagenen Maßnahmen zum Umgang mit ausländischen Straf-

gefangenen in sächsischen Justizvollzuganstalten Anwendung finden. 

Insbesondere sind Sprachkurse sowie schulische oder berufliche Quali-

fizierungsmaßnahmen anzubieten. Sie sollten auch Besuche von im 

Ausland lebenden Familienangehörigen erhalten dürfen. Skype kann 

allen Gefangenen den Kontakt zur Familie erleichtern. Ihre Religion bzw. 

ihren Glauben sollen sie frei ausüben können.
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um kaum ein anderes Thema ranken 

sich mehr Mythen, Gerüchte und Halb-

wahrheiten als um den Justizvollzug. In 

den Vorstellungen vieler Menschen ist 

eine Justizvollzugsanstalt noch immer 

„der Knast“ und Beamte sind „Schlie-

ßer“ mit dickem Schlüsselbund. Was 

„drinnen“ aber genau geschieht, ist vie-

len „draußen“ unbekannt.

Die GRÜNE-Fraktion fordert einen mo-

dernen Strafvollzug: Die Bedingungen 

für Gefangene als auch für das Personal 

müssen sich deutlich verbessern, damit 

der gesetzlich verankerte Resozialisie-

rungsauftrag mit Leben gefüllt werden 

kann. Zudem bedarf es eines grund-

sätzlichen Betrachtungswechsels. Nicht 

jede Straftäterin bzw. jeder Straftäter 

gehört ins Gefängnis, vorhandene Res-

sourcen müssen zunächst immer der 

Haftvermeidung dienen.

Mit der Föderalismusreform im Jahr 

2006 wurde der Justizvollzug zur Län-

dersache. Der Freistaat Sachsen hat im 

Jahr 2007 mit dem Sächsischen Ju-

gendstrafvollzugsgesetz und 2013 mit 

dem Sächsischen Strafvollzugsgesetz 

die entsprechenden Bundesgesetze 

abgelöst.

In Sachsen sind aktuell (Stand: Anfang 

2018) in zehn Justizvollzugsanstalten 

ca. 3.400 Personen inhaftiert, darunter 

rund 260 Frauen und 230 weibliche 

und männliche Jugendliche. Die An-

stalten befinden sich in Bautzen, 

Chemnitz (für Frauen), Dresden, Görlitz, 

Leipzig (mit Haftkrankenhaus), Re-

gis-Breitingen (für Jugendstrafgefan-

gene), Torgau, Waldheim, Zeithain und 

Zwickau. Bis 2020 soll eine neue Haft- 

anstalt in Zwickau entstehen. 

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

Justizvollzug 
in Sachsen in 
Zahlen
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 Mit Inkrafttreten der sächsischen Strafvollzugsgesetze haben sich die 

Anforderungen an den Justizvollzug und das Vollzugspersonal gewan-

delt: Ziel der Haft ist die Resozialisierung der Gefangenen und deren Vor-

bereitung auf ein weiteres straffreies Leben. Dieses Ziel kann nur erreicht 

werden, wenn die konzeptionellen, räumlichen und personellen Bedin-

gungen für den Justizvollzug stimmen.
 Aktuelles Hauptproblem ist die eklatante Überbelegung in nahezu 

allen sächsischen Gefängnissen. Die gesetzlich zugesicherte Einzelunter-

bringung wird derzeit nicht mehr gewährleistet. Wegen des chronischen 

Personalmangels werden Aufschlusszeiten reduziert und Freizeitangebo-

te gestrichen. Dringend notwendige Therapieplätze können nicht flä-

chendeckend vorgehalten werden.
 Inwieweit unter diesen Voraussetzungen das verfolgte Ziele der Re-

sozialisierung tatsächlich erreicht werden kann, gehört auf den Prüfstand. 

Die GRÜNE-Landtagsfraktion macht sich deshalb stark für eine Evaluation 

der Strafvollzugsgesetze. Es muss geprüft werden, ob diese ausreichend 

sind für das Ziel der Resozialisierung oder ob eine Novellierung der Ge-

setze bzw. ein zusätzliches Landesresozialisierungsgesetz notwendig ist.

Erfolgreiche Resozialisie-
rung braucht gute 
Bedingungen für 
 Gefangene und Personal

 Justizvollzugsbeamtinnen und -beamte haben keinen leichten Job. 

Sie befinden sich im unmittelbaren Spannungsfeld zwischen der Auf-

rechterhaltung der Sicherheit in der Haftanstalt und dem gesetzlichen 

Resozialisierungsauftrag.
 Der jahrelange Personalabbau der Staatsregierung hat auch vor 

dem Justizvollzug nicht halt gemacht. Während im Jahr 2010 noch rund 

1.650 Beamtinnen und Beamte im Dienst waren, waren es trotz steigen-

der Gefangenenzahlen 2016 nur noch 1.500. Die Folgen: Personalknapp-

heit in den Anstalten und eine hohe Zahl an Krankheitstagen (durch-

schnittlich 35 Krankentage pro Kopf im Jahr 2017 beim noch 

vorhandenen Personal).
 Keine Haftanstalt ist wie die andere. Deswegen fordert die GRÜNE- 

Landtagsfraktion eine anstaltsspezifische Personalbedarfsberechnung, 

die die jeweiligen baulichen Bedingungen und die spezifische Gefan-

genenklientel berücksichtigt. Es muss zu einer entsprechenden Aufsto-

ckung des Personals, auch im medizinischen, therapeutischen und sozi-

alpädagogischen Bereich kommen. Zudem sollte die Schulung der 

Beamtinnen und Beamten, z.B. in Bezug auf interkulturelle Belange, 

verstärkt werden. 

 In Sachsen sitzen rund zehn Prozent der Inhaftierten eine sog. Er-

satzfreiheitsstrafe ab. Diese Menschen sind von einem Gericht zu einer 

Geldstrafe (z.B. wegen mehrmaligen Schwarzfahrens) verurteilt worden, 

 konnten oder wollten diese aber nicht bezahlen. Daher wurde nach-

träglich die Haftunterbringung angeordnet, auch wenn das Gericht die-

se Form der Strafe gar nicht vorgesehen hatte. Die Haftdauer ist abhän-

gig von der Höhe der Geldstrafe und beträgt maximal ein Jahr.
 Für die Betroffenen wirkt sich besonders nachteilig aus, dass sie 

aus ihrem sozialen Umfeld gerissen werden und sinnvolle Resoziali-

sierungsmaßnahmen bei so kurzer Haftdauer kaum greifen.
 GRÜNER Ansatz ist die Vermeidung von Ersatzfreiheitsstrafen zu 

Gunsten gemeinnütziger Arbeit oder Ratenzahlung. Verschiedene Be-

strebungen in anderen Bundesländern, die Ersatzfreiheitsstrafe zu re-

formieren, könnten auch in Sachsen zur Entlastung des Justizvollzugs 

führen und werden durch die GRÜNE-Landtagsfraktion unterstützt.
 In einem ersten Schritt sollten ausnahmslos alle Gefangenen, die 

nur eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen müssen, im offenen Vollzug 

untergebracht werden. Dies senkt Haftkosten, verbessert ihre Chan-

cen auf Resozialisierung und ist ohne Gesetzesänderung auf Landes- 

ebene umsetzbar.

Keine Resozialisierung 
ohne gutes Personal

Kosten für den Vollzug 
senken – Ersatzfreiheits- 
strafe abschaffen
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